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POLICY BRIEF

German Council on Foreign Relations

Effektivere 
Deradikalisierung: 
Dringende Empfehlungen zur
Prävention von gewaltorientiertem
islamistischem Extremismus 

Der gewaltorientierte islamistische Extremismus stellt eine der größ-
ten Bedrohungen der inneren Sicherheit und des gesellschaftlichen 
Zusammenhalts in der EU dar. Ein entscheidender Teil einer Gegen-
strategie ist die Ausstiegsarbeit. Diese Tertiärprävention wird jedoch 
immer komplexer: Die Profile der sich radikalisierenden Personen wer-
den vielfältiger, die Zahl der staatlichen und zivilgesellschaftlichen 
Akteure, die zusammenarbeiten müssen, steigt, und die Wirksamkeit 
jeder Maßnahme muss nachgewiesen werden. Globale Ereignisse 
wie die COVID-19-Pandemie, die zunehmende Bedeutung der 
Online-Dimension und das Verschwimmen von innerer und äußerer 
Sicherheit sorgen für zusätzlichen Druck. Die nationalen Regierungen 
und internationalen Institutionen müssen sich der wichtigsten Trends 
bewusst sein, um eine effektive und nachhaltige Präventionspolitik zu 
gewährleisten.   

	– Akteure in der Präventionsarbeit müssen sich auf ein breiteres 
Spektrum potenziell radikalisierter Personen einstellen: Es geht 
um Männer, Frauen und Jugendliche. 

	– Verschiedene Akteure und verschiedene Berufsgruppen müssen 
enger zusammenarbeiten: Wichtig ist das Schaffen von Ver-
trauen und von Mechanismen für den Informationsaustausch. 

	– Effektivität gibt es nicht umsonst: Eine nachhaltige Ausstiegs-
arbeit und die Verhinderung von Rückfällen benötigen eine 
langfristige Finanzierung von Präventionsarbeit, inklusive 
Monitoring und Evaluation, um die wirksamsten Maßnahmen 
ermitteln zu können.  
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TERTIÄRPRÄVENTION NEU DENKEN

Dieser Policy Brief gibt einen umfassenden Überblick 
über Trends in der Tertiärprävention in Deutsch-
land und anderen europäischen Ländern; zudem 
enthält er Empfehlungen für politische Maßnah-
men. Er basiert auf den Ergebnissen des Interna-
tional Forum for Expert Exchange on Countering 
Islamist Extremism (InFoEx), einem gemeinsamen 
Projekt der DGAP und des Bundesamts für Migrati-
on und Flüchtlinge (BAMF) von 2018 bis 20211. InFo-
Ex versammelte Praktiker, Forscher und politische 
Entscheidungsträger aus mehr als zwölf Ländern in 
einem einzigartigen Format, um über Herausforde-
rungen und bewährte Praktiken zu diskutieren. Die 
wichtigsten Schlussfolgerungen sind zum einen, dass 
die europäischen Länder größtenteils mit gleichen 
oder ähnlichen Problemen konfrontiert sind, und 
zum anderen, dass es auf diese Trends eine gemein-
same Antwort geben muss, zu der Praxis, Forschung 
und Politik gleichermaßen beitragen sollten. 

EINE VIELSCHICHTIGE 
HERAUSFORDERUNG 

Eine wachsende Zahl weiblicher Klienten 
Über 15 Prozent der Westeuropäer, die sich dem so-
genannten Islamischen Staat (IS) in Syrien und im 
Irak angeschlossen hatten, waren Frauen.2 Diese Er-
kenntnis hat die Aufmerksamkeit auf Genderfragen 
und die Rolle von Frauen in extremistischen Struk-
turen gelenkt. Inzwischen versteht man besser, wie 

1  Das Projekt wurde finanziert durch das Bundesministerium des Inneren, für Bau und Heimat (BMI) aus dem Nationalen Präventionsprogramm (NPP).

2   Cook, Joana & Vale, Gina: „From Daesh to ‘Diaspora’ II. The Challenges Posed by Women and Minors After the Fall of the Caliphate“, CTC Sentinel, Bd. 
12(6), 2019, S.36; siehe zum Beispiel Sjoberg 2018, Cook & Vale 2018, Pearson & Winterbotham 2017.

3   RAN: „Gender-specific approaches in exit work”, Ex Post Paper, Radicalisation Awareness Network, 28. November 2019.

4   RAN: „Gender-specific approaches in exit work”, Ex Post Paper, Radicalisation Awareness Network, 28. November 2019.

5   Koller, Sofia: „Frauen und Minderjährige in der Tertiärprävention,“ Themenpapier, Deutsche Gesellschaft für Auswärtige Politik, November 2021 (erscheint 
in Kürze).

6   Cook & Vale 2019, S.36.

Radikalisierungs- und Deradikalisierungsprozesse 
bei Frauen ablaufen. Auch in der Finanzierung und 
Gestaltung von Ausstiegsprojekten wird anerkannt, 
wie wichtig es ist, genderspezifische Aspekte zu be-
rücksichtigen.3 Hier ist aber noch mehr Sensibilität 
erforderlich. 

Die Mechanismen der Anwerbung, Bindung und Mo-
bilisierung sind für Männer und Frauen ähnlich. Ex-
tremistische Organisationen sprechen Frauen aber 
eher mit Narrativen über Mutterschaft oder über 
Emanzipation von sozialen Erwartungen im Westen 
an. Sie rekrutieren Frauen auch eher über Online-
Plattformen wie Chatgruppen als im öffentlichen 
Raum. Was Praktikerinnen und Praktiker außerdem 
Sorgen macht, ist eine zunehmende Tendenz zur Ra-
dikalisierung bei Mädchen, die gerade erst das Teen-
ageralter erreicht haben.

Frauen werden seltener zu Haftstrafen verurteilt 
als Männer, und das gilt auch für Rückkehrerinnen. 
Dies kann die Präventionsarbeit erschweren: Prak-
tiker berichten, dass es außerhalb des Gefängnisses 
oft besonders schwierig ist, Zugang zu Klientinnen 
zu erhalten. Aber auch wenn Frauen in die Haft kom-
men, haben Gefängnispersonal und Präventions-
akteure offenbar weniger Erfahrung in der Arbeit 
mit potenziell radikalisierten weiblichen Häftlingen 
als mit Männern. Nach ihrer Entlassung sind die-
se Frauen in der Regel stärker von Arbeitslosigkeit 
betroffen. Sie sind auch meist diejenigen, die sich 
um Sorgerechtfragen wegen ihrer Kinder kümmern 
müssen.4 Ehemalige Extremistinnen werden zudem 
stärker stigmatisiert als männliche Aussteiger, was 
ihre Wiedereingliederung in die Gesellschaft weiter 
erschwert. 

Mehr Fälle von (zurückkehrenden) Minderjährigen5

Neben der beträchtlichen Zahl von Frauen, die sich 
dschihadistischen Organisationen angeschlossen 
hatten, wurden mehr als 1.400 Minderjährige von ih-
ren westeuropäischen Eltern nach Syrien und in den 
Irak mitgenommen oder dort geboren.6  Präventi-
onsmitarbeiter verfügen zwar über Erfahrung im 

Unter Tertiärprävention von (gewaltorientier-
tem) islamistischem Extremismus werden alle 
Maßnahmen verstanden, die (gewaltorientierte) 
Extremisten und Extremistinnen in der Haft 
und der Gesellschaft bei der Distanzierung aus 
ihren Milieus, der Deradikalisierung, Entkrimi-
nalisierung und Resozialisierung unterstützen 
und ermutigen sollen.
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Umgang mit Minderjährigen, die in salafistischen Fa-
milien aufwachsen.7  Auch über Kinder, die bei ex-
tremistischen Eltern aufwachsen, oder über sich 
radikalisierende Jugendliche liegen Erkenntnisse vor. 
Die zurückkehrenden Minderjährigen werfen aber 
neue Fragen auf. 

Unter dem Einfluss des IS wurden die Kinder oft 
schon in sehr jungen Jahren indoktriniert. Vor al-
lem für Jungen gilt, dass sie möglicherweise an Waf-
fen ausgebildet wurden und Gewalttaten verübt 
haben. Erschwerend kommt hinzu, dass zurück-
kehrende Mütter in manchen Fällen das Sorgerecht 
für ihre Kinder verlieren, zum Beispiel während sie 
in Untersuchungshaft sitzen. Die meisten Gefäng-
nisse verfügen nicht über genügend Mutter-Kind-
Einheiten, oder es fehlt an Personal, um die Kinder 
zu regelmäßigen Besuchen zu begleiten. Die Tren-
nung von der Bezugsperson kann zurückkehrende 
Minderjährige retraumatisieren und bestehende In-
stabilitäten verschlimmern. Für solche Kinder wird 
spezielles Fachwissen im Bereich der psychischen 
Gesundheit benötigt, zum Beispiel über Traumata, 
das aber häufig nicht verfügbar ist. Eine multidiszi-
plinäre Untersuchung der psychologischen und so-
zialen Eigenschaften europäischer Jugendlicher, die 
sich radikalisiert haben, deutet darauf hin, dass zu 
den individuellen Risikofaktoren unter anderem frü-
he Erfahrungen von Verlassenwerden und Risikofak-
toren im Mikroumfeld wie eine familiäre Dysfunktion 
gehören.8

Eine Herausforderung mit vielen Dimensionen
Präventionsarbeit wird immer vielschichtiger. Die 
internationalen und technologischen Entwicklun-
gen sorgen dafür, dass die Arbeit in den Grenzen 
nationaler Staaten und Institutionen noch komple-
xer wird. Von über 5.000 Personen, die Westeuro-
pa nach 2012 verlassen haben, um sich dem IS und 
anderen dschihadistischen Organisationen anzu-
schließen, ist etwa ein Drittel zurückgekehrt.9  An-
gesichts der Schwierigkeit, Beweise aus einem weit 
entfernten Kampfgebiet zu beschaffen, ist die straf-
rechtliche Verfolgung der Rückkehrenden eine Her-
ausforderung, und manche erhalten nur eine kurze 

7   RAN: „Children growing up in extremist families“, Ex Post Paper, Radicalisation Awareness Network, April 2019; Weine, S., Brahmbatt, Z., Cardeli, E., 
Ellis, H.: “Rapid Review to Inform the Rehabilitation and Reintegration of Child Returnees from the Islamic State”, Annals of Global Health, Vol.86(1), 2020, 
pp.1-15.

8   Campelo, Oppetit, Neau, Cohen & Bronsard: „Who are the European youths willing to engage in radicalization? A multidisciplinary review of their 
psychological and social profiles“, European Psychiatry 52, August 2018, S. 1–14.

9   Renard, T. & Coolsaet, R. (Hrsg.): „Returnees. Who are they, why are they (not) coming back and how should we deal with them? Assessing policies on 
returning foreign terrorist fighters in Belgium, Germany and the Netherlands“, Egmont Papers, Februar 2018.

10   Neumann, Peter: „Tertiary Prevention. What providers urgently need to change“, 4. November 2021, www.youtube.com/watch?v=06y8IAZU9zg

11   Siehe auch Koller, Sofia.: “Zusammenarbeit in der Tertiärprävention von islamistischem Extremismus“, Themenpapier, Deutsche Gesellschaft für 
Auswärtige Politik, 2021. 

oder gar keine Haftstrafe. In solchen Fällen haben 
Ausstiegsberater wenig oder keine Zeit, mit poten-
ziellen Klienten im Gefängnis in Kontakt zu treten 
und eine Beziehung aufzubauen, die die Rehabilitati-
on und Wiedereingliederung der Rückkehrenden er-
leichtern könnte. Da weitere Menschen im Irak oder 
in Syrien darauf warten, nach Westeuropa zurück-
kehren zu können, werden diese Fragen auch in den 
kommenden Jahren auf der Tagesordnung bleiben.

Zugleich zeigt sich sowohl durch wissenschaftliche 
Studien als auch in den Erfahrungen der Praktiker, 
welch wichtige Rolle das Internet bei Radikalisie-
rungsprozessen spielen kann: „Ein erheblicher Teil 
der Radikalisierung [von Einzeltätern in den letz-
ten Jahren] fand online statt,“10 bestätigte Peter Neu-
mann, Professor für Sicherheitsstudien am King’s 
College London. 

EINE TEAM-LEISTUNG

Zusammenarbeit bleibt eine Herausforderung
Deradikalisierungs- und Ausstiegsprozesse verlaufen 
komplex und nicht-linear, insbesondere wenn es um 
minderjährige Rückkehrer geht. Für eine effektive 
Präventionsarbeit ist deswegen eine behördenüber-
greifende Zusammenarbeit erforderlich.11  Dies gilt 
nicht nur für Ausstiegsprogramme für radikalisier-
te Personen oder für Sicherheitsbehörden, sondern 
auch für eine Vielzahl von Akteuren aus dem Sozial-, 
Bildungs-, Justiz- und Gesundheitswesen, die ihren 
Klienten insbesondere nach der Entlassung aus dem 
Gefängnis bei der Suche nach Arbeit oder dem Zu-
gang zu Gesundheitsdiensten helfen. 

Der Trend geht deutlich zu mehr Multi-Agency-Ko-
operation. Doch gibt es eine Reihe von Herausforde-
rungen, die in diesem Zusammenhang angegangen 
werden müssen. Dazu gehören in manchen Fällen 
Rollenkonflikte, unklare Zuständigkeiten, Schwierig-
keiten beim Informationsaustausch, mangelnde Er-
fahrung mit dieser Art von Klienten und viele andere 
mehr. 
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Die Relevanz psychischer Probleme12 
Zwischen psychischen Erkrankungen und Extre-
mismus wurde kein unmittelbarer kausaler Zusam-
menhang festgestellt. Dennoch sind sich Experten 
weitgehend einig, dass „extremistische Gruppen [in 
den vergangenen Jahren] deutlich mehr Menschen 
mit psychischen Problemen angezogen haben“.13 
Studien deuten zudem darauf hin, dass allein agie-
rende Terroristen mit einer größeren Wahrschein-
lichkeit an einer psychischen Erkrankung leiden als 
Terroristen, die sich in Gruppen zusammengeschlos-
sen haben. Die jüngsten Anschläge in Europa bestä-
tigen dies.14 Wissenschaftler weisen allerdings darauf 
hin, dass Praktikerinnen und Praktiker nicht nur be-
rücksichtigen sollten, ob die Person ein psychisches 
Problem hat, sondern auch herausfinden sollten, ob 
psychische Probleme für den Radikalisierungspro-
zess der Person von Bedeutung sind.15 

In der Tertiärprävention müssen die Akteure in der 
Lage sein, auf die psychischen Probleme einer Per-
son einzugehen, um ihren Ausstieg aus dem Extre-
mismus zu unterstützen. Bei psychischer Gesundheit 
geht es jedoch nicht nur um bestätigte und aktuel-
le Diagnosen, sondern auch um die potenzielle An-
fälligkeit und um subklinische Fälle.16 Die Bandbreite 
psychischer Probleme reicht von Depressionen bis 
hin zu schweren Pathologien wie Persönlichkeitsstö-
rungen oder Schizophrenie.17 Ausstiegsberater sind 
nicht unbedingt dazu ausgebildet worden, potenziel-
le psychische Probleme zu erkennen oder zu behan-
deln. Psychotherapeuten und Psychologen wiederum 
haben oft lange Wartelisten. 

Lokale Gemeinschaften einbeziehen
Angesichts des Trends zu mehr Zusammenar-
beit wächst auch das Bewusstsein für die Not-
wendigkeit, mit lokalen Akteuren, zum Beispiel 
muslimischen Verbänden und Migranten-Commu-
nities, zusammenzuarbeiten. Es ist klar, dass die 
Herauslösung von Extremisten aus ihrer Umge-
bung und ihre Wiedereingliederung in die Gesell-

12   Siehe auch Koller, Sofia: “Psychologische Faktoren in der Tertiärprävention“, Themenpapier, Deutsche Gesellschaft für Auswärtige Politik, Dezember 
2019. 

13   Neumann, Peter: „Tertiary Prevention. What providers urgently need to change“, 4. November 2021, www.youtube.com/watch?v=06y8IAZU9zg 

14   Corner, Emily & Gill, Paul: „A false dichotomy? Mental Illness and Lone-Actor Terrorism“, Law and Human Behavior 2015, Bd.39, Nr. 1, S.30.

15   Koller 2019, S.6.

16   RAN: „RAN Policy & Practice: A mental health approach to understanding violent extremism”, Ex Post Paper, Radicalisation Awareness Network, 2019.

17   Corner, Gill & Mason: „Mental Health Disorders and the Terrorist: A Research Note Probing Selection Effects and Disorder Prevalence“, Studies in Conflict 
& Terrorism 39(6) (Januar 2016), S. 560–568.

18   Europol: „European Union Terrorism Situation and Trend Report (TE-SAT) 2020“, Europol, 2020, S.4.

19   Siehe auch Koller, S.: „Bewährte Praktiken für die Risikobewertung bei terroristischen Straftätern“, Themenpapier, Deutsche Gesellschaft für Auswärtige 
Politik, Februar 2021 and Koller, S.: “Rückfälligkeit bei islamistischen Extremisten verhindern“, Themenpapier, Deutsche Gesellschaft für Auswärtige Politik, 
Juni 2021.

20   Siehe beispielsweise Renard, Thomas: „Overblown. Exploring the Gap Between the Fear of Terrorist Recidivism and the Evidence“, CTC Sentinel, Bd. 13, 
Nr. 4, April 2020, S. 19 – 29. 

schaft nur als Teamleistung gelingen kann. Doch 
die Frage, wie die Beziehungen zwischen den ver-
schiedenen Partnern organisieren werden sollten, 
kann sich als schwierig und sogar kontrovers er-
weisen. Eine der größten Herausforderungen für 
Beschäftigte in der Tertiärprävention besteht da-
rin, potenzielle Kontaktpunkte zu ermitteln, einen 
funktionierenden Rahmen für den Informations-
austausch zu schaffen und langfristige Beziehungen 
aufzubauen. Bei Praktikerinnen und Praktikern gibt 
es allerdings die Befürchtung, dass es zu einer Stig-
matisierung der Gesprächspartner führen könnte, 
wenn die Aktivitäten und die Zusammenarbeit mit 
den Gemeinschaften „versicherheitlicht“ werden, 
es also vorrangig um Sicherheitsaspekte geht. Eine 
weitere Herausforderung für politische Entschei-
dungsträger und Praktiker besteht in der Frage, ob 
und wie mit islamistischen Akteuren im gesamten 
Spektrum vom gewaltfreien beziehungsweise lega-
listischen bis zum gewaltorientierten Extremismus 
umgegangen werden soll.

NACHHALTIGE PRÄVENTION

Risiken einschätzen und Rückfälle verhindern
Europol weist darauf hin, dass „die große Mehrheit 
der derzeit inhaftierten dschihadistischen Straftä-
ter [in den EU-Ländern] bis 2023 entlassen wird“.18 
An mehreren Anschlägen der letzten Jahre wa-
ren kurz zuvor entlassene Straftäter beteiligt, die 
auch im Kontakt mit Ausstiegsprogrammen stan-
den. Dies wirft die Frage auf, wie potenzielle Risi-
ken richtig eingeschätzt werden können und wie 
das Risiko eines Rückfalls vermieden oder zumindest 
deutlich verringert werden kann.19 Die Rückfallquo-
ten bei islamistischen Extremisten sind zwar im Ver-
gleich zu normalen Straftätern relativ niedrig. Doch 
gilt auch für viele von ihnen die Zeit unmittelbar 
nach der Entlassung aus dem Gefängnis als kritische 
Phase und entscheidend für die Verhinderung von 
Rückfällen.20 Um das von potenziellen Extremisten 

https://www.youtube.com/watch?v=06y8IAZU9zg
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Source: Eigene Grafik, basierend auf Basra & Neumann 202021, Chambre des Représentants de Belgique 202022, Allen & Harding 202123, LCI 202124, Said 202025.

21  Basra, Rajan & Neumann, Peter: „Prisons and Terrorism. Extremist Offender Management in 10 European Countries,“ International Centre for the Study of 
Radicalisation, 2020.

22  Chambre des Représentants de Belgique: „Questions et réponses écrites,“ 9. September 2020.

23  Allen, Grahame & Harding, Megan: „Terrorism in Great Britain. the statistics,“ House of Commons Library, 14. Oktober 2021.

24  LCI: „La France dénombre ‚648 détenus radicalisés‘ dans ses prisons, affirme Éric Dupond-Moretti,“ 8. September 2021.

25  Benham, Said: „Extremist Offender Management in Germany,“ in Basra & Neumann 2020, S.39-50.

26   Siehe auch Koller, Sofia: „Evaluation von Deradikalisierungsprogrammen“, Themenpapier, Deutsche Gesellschaft für Auswärtige Politik, April 2020. 

ausgehende Risiko einzuschätzen, wurden in den 
letzten zehn Jahren eine wachsende Zahl von Risi-
kobewertungsinstrumenten entwickelt, darunter 
VERA-2R, ERG22+, TRAP-18 oder Radar-iTE. Die-
se Instrumente stoßen jedoch auf Kritik, weil sie nur 
eine geringe Evidenz- und Basisrate aufweisen, kei-
nen ausreichenden Fokus auf Schutzfaktoren legen 
oder nicht geschlechts- oder altersspezifisch sind. 
Es besteht ein wachsender Bedarf, nicht nur poten-
zielle Sicherheitsrisiken wirksam bewerten zu kön-
nen, sondern auch Schutzfaktoren zu ermitteln, um 
Rückfälle verhindern zu können.

Besonders effektive Maßnahmen identifizieren 
und finanzieren26

Neben den repressiven Maßnahmen zur Terroris-
musbekämpfung richten immer mehr Länder ih-
re Aufmerksamkeit auf die Extremismusprävention. 
Da beträchtliche Mittel für die Tertiärprävention 

aufgewendet werden, wächst die Einsicht, dass die 
Akteure in der Lage sein müssen, erfolgreiche Maß-
nahmen zu identifizieren und deren Wirksamkeit 
nachzuweisen. 

Allerdings hat sich auch gezeigt, wie schwierig – 
oder sogar unmöglich – es ist, die Wirksamkeit der 
Unterstützung von Personen zu messen, die sich 
aus dem gewaltorientierten Extremismus lösen wol-
len. Ethische und praktische Fragen erschweren das 
Monitoring und die Evaluation der Ausstiegsarbeit: 
Ausstiegsprozesse können sich über mehrere Jahre 
erstrecken, was die normalen Finanzierungszyklen 
übersteigt. Dadurch wird es schwierig, die über die 
Zeit auftretenden Veränderungen zu verfolgen und 
ihre langfristige Wirkung zu messen. Darüber hinaus 
gibt es viele Faktoren, die diese Prozesse beeinflus-
sen können. In Ermangelung von Kontrollgruppen ist 
es nicht immer möglich, die durch eine bestimmte 

1 – ANSÄTZE ZUM MANAGEMENT EXTREMISTISCHER STRAFTÄTER

Anzahl der für 
terroristische Straf­
taten verurteilten, 
inhaftierten 
Personen

136 gesamt

157 islamistische 
Extremisten

454 gesamt

Nicht  
spezifiziert

Anzahl der in­
haftierten Personen, 
die hinsichtlich 
Radikalisierung 
überwacht werden

160

ca. 450

1.102

ca. 292

Art der 
Inhaftierung

Verteilung (mit 
ausgewählter 
Konzentration)

Verteilung (mit 
ausgewählter 
Konzentration)

Verteilung (mit 
ausgewählter 
Konzentration)

Verteilung

Primäres 
Instrument zur 
Risikobewertung

VERA-2R

ERG 22+

Raster zur Ein-
schätzung von 
Radikalisierung

VERA-2R; 
RADAR-iTE

Deradikalisierungs- oder 
Distanzierungsansätze  
speziell für extremistische 
Straftäter

Individuelle 
Distanzierungsprogramme

‘Healthy Identity Intervention’ 
(HII); ‘Desistance and Disengage-
ment Programme’ (DDP)

Individuelle Programme; 
Gruppenworkshops
 

Die von der Initiative „Demokratie 
Leben!“ finanzierten Programme 
variieren von Bundesland zu 
Bundesland und haben unter-
schiedliche ideologische, 
seelsorgerische und sozial-
pädagogische Schwerpunkte
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Maßnahme verursachten Effekte eindeutig zu identi-
fizieren. Diskussionen gibt es auch um die Frage, was 
Erfolg überhaupt ist, und wie man ihn messen kann. 
Schließlich zeigen Evaluationen, dass es schwierig 
sein kann, Zugang zu Daten über die Entwicklung 
der Klienten zu bekommen.27 Dennoch sind sie zent-
ral, um die Präventionsarbeit effektiver und nachhal-
tiger zu gestalten. 

Den Austausch zwischen Wissenschaft und Praxis 
fördern28 
Inzwischen steigt die Zahl der wissenschaftlichen 
Forschungsarbeiten zu Deradikalisierungs- und Dis-
tanzierungsprozessen sowie zur Präventionsarbeit. 
Allerdings handelt es sich hierbei noch um ein recht 
neues Forschungsgebiet. Nur wenige Studien genügen 
strengen wissenschaftlichen Standards, beispielswei-
se was die Verwendung von Primärquellen oder die 
Einbeziehung von Autoren aus verschiedenen Diszi-
plinen angeht. Hinzu kommt, dass Sozialarbeiter oft 
einfach nicht die Zeit haben, lange und komplexe Ar-
tikel zu lesen, die in Englisch abgefasst sind, was häu-
fig nicht ihre Muttersprache ist. Viele haben gar nicht 
erst Zugang zu Fachzeitschriften. Praktiker und po-
litische Entscheidungsträger sind zwar in der Regel 
an den neuesten Forschungsergebnissen interes-
siert, finden es aber oft schwierig, solche Erkenntnis-
se in ihrer täglichen Arbeit oder konkreten Politik zu 
berücksichtigen. Diese Herausforderungen müssen 
angegangen werden. Um die Präventionsarbeit lang-
fristig effektiver zu gestalten, ist es unerlässlich, For-
schungsergebnisse für die Praxis nutzbar zu machen 
und gleichzeitig praktische Erfahrungen in die künfti-
ge Forschung einfließen zu lassen. 

EMPFEHLUNGEN AN DIE POLITIK

Präventionsarbeit verbessern
Die Programme und Maßnahmen der Tertiärpräven-
tion müssen das Gender und das Alter der Klienten 
stärker berücksichtigen. So sollten Justizvollzugsan-
stalten den regelmäßigen Kontakt zwischen inhaf-
tierten Eltern – Frauen, aber auch Männern – und 
ihren Kindern erleichtern. Akteure wie zum Bei-
spiel Jugendhilfeeinrichtungen brauchen zusätzli-
che Schulungen und Ressourcen, um Fachwissen 
zur Extremismusprävention zu entwickeln. Verfah-

27   Van der Heide, L. & Schuurman, B.: „Reintegrating Terrorists in the Netherlands. Evaluating the Dutch approach“, Journal for Deradicalization, 2018, Nr. 
17, S.225f.

28   Weitere Informationen in BAMF: „Schnitt:Stellen“, Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF), 2022 (erscheint in Kürze).

29   Koller, Sofia: „Zusammenarbeit in der Tertiärprävention von islamistischem Extremismus“, Themenpapier, Deutsche Gesellschaft für Auswärtige Politik, 
September 2021, S.14

30   RAN: „PTSD, trauma, stress and the risk of (re)turning to violence”, Ex Post Paper, Radicalisation Awareness Network, 2018.

ren, die sich auf Kinder auswirken, wie zum Beispiel 
die Untersuchungshaft oder Entscheidungen über 
das Sorgerecht, müssen beschleunigt werden. Zwar 
wird berichtet, dass kleinere Kinder, die aus Kampf-
gebieten oder Lagern zurückkehren, oft in der Lage 
sind, sich recht gut anzupassen und zu integrieren. 
Bei Traumata geht es aber um dynamische Prozesse. 
Die langfristigen Schutzfaktoren, insbesondere für 
Jugendliche in der Pubertät, müssen gestärkt wer-
den. Schließlich brauchen Praktikerinnern und Prak-
tiker Unterstützung und neue Formate, um vor allem 
in den lokalen Gemeinden, die entlassene terroristi-
sche Straftäter aufgenommen haben, über die jüngs-
ten Online- und Offline-Trends Bescheid zu wissen. 
Dazu gehört zum Beispiel die Existenz salafistischer 
„Hot Spots“.

Zugang zu Klienten erleichtern und Zusammen-
arbeit verbessern 
Die Tertiärprävention muss als Teamarbeit begrif-
fen werden. Daher sollten die politischen Entschei-
dungsträger für einen Rechtsrahmen sorgen, der 
Partnerschaft und Informationsaustausch erleich-
tert.29 Die Präventionspolitik sollte auch Forma-
te umfassen, die insbesondere bei den betroffenen 
Minderheiten das Vertrauen in öffentliche Einrich-
tungen stärken. Hilfen beim Aufbau vertrauensvoller 
Beziehungen sind erforderlich, um die Zusammen-
arbeit zwischen Fachleuten verschiedener Behörden 
und Organisationen zu stärken. Ausstiegsberaten-
de sollten in die Lage versetzt werden, eine Kul-
tur des Lernens aus Fehlern zu entwickeln und zum 
Beispiel gemeinsame Leitlinien zu erarbeiten. Prak-
tiker aus staatlichen und zivilgesellschaftlichen Or-
ganisationen müssen sicherstellen, dass die Klienten 
Zugang zu Psychologen und Psychotherapeuten er-
halten. Gleichzeitig sollte auch ihr eigenes Personal 
geschult werden, psychische Probleme wie Trau-
mata zu erkennen.30 Wichtig ist auch die Schaffung 
von lokalen und nationalen Netzwerken, um den 
Zugang zu spezifischem Fachwissen in der Terti-
ärprävention zu gewährleisten, zum Beispiel in Be-
zug auf psychische Gesundheit, Kinderschutz oder 
Datenschutzfragen. Schließlich sollte ein Bewusst-
sein dafür geschaffen werden, dass es ein Fehler wä-
re, die Themen Migration und Integration nur unter 
dem Gesichtspunkt der Extremismusprävention zu 
betrachten.
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Präventionsarbeit wirksamer und nachhaltiger 
gestalten
Damit die Tertiärprävention effektiver und nachhal-
tiger wird, sind gezielte Maßnahmen erforderlich. 
Um die Risikobewertung und das Risikomanagement 

zu verbessern, sollten gemeinsame Schulungen für 
Akteure angeboten werden, die an konkreten Fäl-
len zusammenarbeiten, etwa während und nach der 
Haftzeit eines Klienten. Praktiker sowohl aus staat-
lichen als auch aus zivilgesellschaftlichen Institu-

2 – BERATUNGSSTELLEN-NETZWERK DER BAMF BERATUNGSSTELLE 
„RADIKALISIERUNG“
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RHEINLAND-
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Quelle: Eigene Grafik, basierend auf Informationen des BAMF Forschungszentrum 2021

diese Beratungsstellen arbeiten mit einem 
wissenschaftlichen Mitarbeitenden des Verbunds 
„Forschungs- und Praxistransfer islamistischer 
Extremismus“ (FoPraTEx) zusammen
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tionen sollten die Haftzeit von Straftätern nutzen 
können, um mit potenziellen Klienten in Kontakt zu 
treten und deren individuelle Bedürfnisse und Her-
ausforderungen zu ermitteln. Darüber hinaus muss 
das Straftäter-Management gestrafft werden, sodass 
weniger Übergaben zwischen verschiedenen Akteu-
ren erforderlich sind. Monitoring- und Evaluierungs-
komponenten – sowie angemessene Ressourcen 
dafür – müssen in die Konzeption und Umsetzung 
von Programmen und Projekten integriert werden. 
Insbesondere partizipative und formative Evaluie-
rungskonzepte sind hilfreich, um unterschiedliche 
Perspektiven zu berücksichtigen und laufende Pro-
jekte anzupassen. Entscheidend ist zudem die Ver-
längerung der Finanzierungszyklen auf mehrere 
Jahre, nicht nur, um den Aufbau von Vertrauensbe-
ziehungen zu Klienten und Akteuren zu unterstüt-
zen, sondern auch den Evaluatoren die Möglichkeit 
zu geben, nach einer gewissen Zeit eine zweite Be-
fragungsrunde durchzuführen. 

Weitere Erfahrungen mit Monitoring und Evalua-
tionen in den nächsten Jahren sollten es möglich 
machen, die Wirksamkeit von Maßnahmen der Ter-
tiärprävention viel genauer als bisher zu beurteilen. 
Idealerweise sollten Forscher in Institutionen, die 
in der Praxis tätig sind, wie Beratungsstellen oder 

31   Koller, Sofia; Hess, Miriam; Ritzmann, Alexander: „Gewaltorientierter Extremismus. Deutschland braucht eine nachhaltige Präventionspolitik“, DGAP 
Memo, Deutsche Gesellschaft für Auswärtige Politik, Oktober 2021.

Strafvollzugs- und Bewährungsdienste, eingebun-
den werden, um deren Arbeit zu analysieren und 
auf diese Weise zu verbessern. Beispielsweise kann 
mehr Wissen darüber, warum manche Personen sich 
erneut extremistischen Gruppen anschließen und 
straffällig werden, während andere dies nicht tun, 
dazu beitragen, unnötige restriktive Maßnahmen zu 
vermeiden. Formate wie das Work Shadowing kön-
nen ebenfalls dazu beitragen, den Wissensaustausch 
zwischen Forschung und Praxis zu fördern und evi-
denzbasierte Politik zu ermöglichen.

Eine nachhaltige Präventionspolitik muss in der La-
ge sein, sich an Veränderungen in der Zielgruppe 
anzupassen, eine effektive Zusammenarbeit zu ge-
währleisten und die wirksamsten Maßnahmen zu 
finanzieren. Um aber wirklich den Überblick über 
künftige Trends und Entwicklungen zu behalten, ist 
eine vorausschauende und unabhängige Forschung 
auf nationaler Ebene erforderlich: Dazu sollte eine 
„Foresight-Kommission“ eingerichtet werden, in der 
Vertreter von Forschungseinrichtungen und Prakti-
ker gemeinsam internationale und nationale sowie 
Online- und Offline-Trends im Bereich des gewalt-
tätigen Extremismus analysieren und entsprechende 
Maßnahmen empfehlen.31
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